
Deutscher Bundestag 
 
 
 

 WD 3 - 3000 - 119/23 

Wissenschaftliche Dienste 

© 2023 Deutscher Bundestag 

Dokumententyp: Dokumentation 

Titel: Rechtliche Aspekte der Seenotrettung von Flüchtlingen 
 
Rechtliche Aspekte der Seenotrettung von Flüchtlingen 
 

 

Dokumentation 

Wissenschaftliche Dienste 



 

 
 

 

Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages unterstützen die Mitglieder des Deutschen Bundestages 
bei ihrer mandatsbezogenen Tätigkeit. Ihre Arbeiten geben nicht die Auffassung des Deutschen Bundestages, eines sei-
ner Organe oder der Bundestagsverwaltung wieder. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwortung der Verfasse-
rinnen und Verfasser sowie der Fachbereichsleitung. Arbeiten der Wissenschaftlichen Dienste geben nur den zum Zeit-
punkt der Erstellung des Textes aktuellen Stand wieder und stellen eine individuelle Auftragsarbeit für einen Abge-
ordneten des Bundestages dar. Die Arbeiten können der Geheimschutzordnung des Bundestages unterliegende, ge-
schützte oder andere nicht zur Veröffentlichung geeignete Informationen enthalten. Eine beabsichtigte Weitergabe oder 
Veröffentlichung ist vorab dem jeweiligen Fachbereich anzuzeigen und nur mit Angabe der Quelle zulässig. Der Fach-
bereich berät über die dabei zu berücksichtigenden Fragen. 

Wissenschaftliche Dienste Dokumentation 
WD 3 - 3000 - 119/23 

Seite 2 

Disclaimer: Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages unterstützen die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages bei ihrer mandatsbezogenen Tätigkeit. Ihre Arbeiten geben nicht die Auffassung des Deutschen Bundes-
tages, eines seiner Organe oder der Bundestagsverwaltung wieder. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwor-
tung der Verfasserinnen und Verfasser sowie der Fachbereichsleitung. Arbeiten der Wissenschaftlichen Dienste geben 
nur den zum Zeitpunkt der Erstellung des Textes aktuellen Stand wieder und stellen eine individuelle Auftragsarbeit 
für einen Abgeordneten des Bundestages dar. Die Arbeiten können der Geheimschutzordnung des Bundestages unter-
liegende, geschützte oder andere nicht zur Veröffentlichung geeignete Informationen enthalten. Eine beabsichtigte 
Weitergabe oder Veröffentlichung ist vorab dem jeweiligen Fachbereich anzuzeigen und nur mit Angabe der Quelle 
zulässig. Der Fachbereich berät über die dabei zu berücksichtigenden Fragen. 

 
Rechtliche Aspekte der Seenotrettung von Flüchtlingen 
 

Aktenzeichen: WD 3 - 3000 - 119/23 
Abschluss der Arbeit: 6. Oktober 2023 
Fachbereich: WD 3: Verfassung und Verwaltung  

 

  



 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Dokumentation 
WD 3 - 3000 - 119/23 

Seite 3 

1. Einleitung 

Die Dokumentation stellt Arbeiten der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages 
zusammen, die sich mit den völkerrechtlichen und asylrechtlichen Aspekten der Seenotrettung 
von Flüchtlingen befassen.  

2. Rechtslage  

Der Sachstand 

  Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Rechtliche Aspekte der privaten See-
notrettung im Mittelmeer, WD 2 - 3000 - 086/221 

befasst sich mit den völkerrechtlichen Grundlagen der Seenotrettung. Das Seerechtsübereinkom-
men verpflichtet die Vertragsstaaten, eine Pflicht zur Seenotrettung in ihren Gesetzen zu veran-
kern. In den Hoheitsgewässern eines Staates, etwa im Küstenmeer, übt der Staat die territoriale 
Hoheitsgewalt aus und kann damit Schiffen das Einlaufen in einen Hafen verbieten. Auf hoher 
See hingegen unterstehen Schiffe allein der Hoheitsgewalt des Flaggenstaates. Gerettete müssen 
innerhalb einer angemessenen Zeit an einen sicheren Ort gebracht werden. Es fehlt jedoch an ei-
ner völkerrechtlichen Verpflichtung der Küstenstaaten, Gerettete an Land aufnehmen zu müssen. 
Die Rettung von Flüchtlingen durch ein privates Schiff begründet auch keine völkerrechtliche 
Verpflichtung zur Aufnahme durch den Flaggenstaat. 

Die Ausarbeitung 

  Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Schutzsuchende auf Schiffen der 
Deutschen Marine, WD 3 - 3000 - 073/162 

befasst sich mit der Frage, ob Asylsuchenden, die von Schiffen der Deutschen Marine aus Seenot 
gerettet wurden, das Asylgrundrecht nach Art. 16a Abs. 1 GG zusteht. Das Asylgrundrecht setzt 
voraus, dass der Schutzsuchende das Bundesgebiet erreicht hat. Nach herrschender völkerrechtli-
cher Ansicht stellt ein Schiff jedoch kein „schwimmendes Territorium“ des Flaggenstaates dar. 
Daher scheidet eine Berufung auf das Asylgrundrecht aus. Es kann aber ein menschenrechtli-
cher Abschiebungsschutz in Betracht kommen. Dieser besagt, dass Schutzsuchende nicht in Län-
der abgeschoben werden dürfen, in denen ihnen Folter oder extreme Gefahrenlagen drohen. Die 
Ausarbeitung weist bezüglich des Abschiebungsschutzes auf die EU-Seeaußengrenzenverord-
nung hin, die die rechtlichen Grundlagen für die Überwachung der Seeaußengrenzen der EU un-
ter der Koordination von Frontex normiert. Nach der Verordnung müssen die Einsatzkräfte 

 

1 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Rechtliche Aspekte der privaten Seenotrettung im Mit-
telmeer, WD 2 - 3000 - 086/22, abrufbar unter https://www.bundestag.de/re-
source/blob/927760/698b8e0d8e5c0abfaec9eba349a8054c/WD-2-086-22-pdf-data.pdf.  

2 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Schutzsuchende auf Schiffen der Deutschen Marine, WD 
3 - 3000 - 073/16, abrufbar unter https://www.bundestag.de/re-
source/blob/418206/79995e64f440c6c51631e175648dcb42/WD-3-073-16-pdf-data.pdf. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/927760/698b8e0d8e5c0abfaec9eba349a8054c/WD-2-086-22-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/927760/698b8e0d8e5c0abfaec9eba349a8054c/WD-2-086-22-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/418206/79995e64f440c6c51631e175648dcb42/WD-3-073-16-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/418206/79995e64f440c6c51631e175648dcb42/WD-3-073-16-pdf-data.pdf
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bestimmte Überprüfungen und Bewertungen vornehmen, bevor abgefangene oder gerettete Perso-
nen in Drittstatten verbracht werden können. 

Die Ausarbeitung  

  Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Asylantragstellung an Bord eines 
deutschen Kriegsschiffs, WD 3 - 3000 - 060/163    

befasst sich mit der Frage, ob es aus Seenot geretteten Flüchtlingen möglich ist, auf einem unter 
deutscher Flagge außerhalb deutscher Hoheitsgewässer fahrenden Schiff einen Asylantrag zu 
stellen. Im Unterschied zu der zuvor genannten Ausarbeitung wird dabei nicht die Geltung des 
Asylgrundrechts untersucht, sondern die Möglichkeit der Antragstellung nach dem Asylgesetz. 
Es wird unterschieden zwischen einer Antragstellung „vom Inland aus“ und einer Antragstellung 
„vom Ausland aus“. Die Vorschriften des Asylgesetzes knüpfen an eine Antragstellung im Bun-
desgebiet an. Auch diese Ausarbeitung kommt zu dem Schluss, dass ein unter deutscher Flagge 
fahrendes Schiff kein deutsches Territorium darstellt. Eine Antragstellung „vom Inland aus“ 
scheidet daher an Bord eines deutschen Schiffs aus. Nach herrschender Ansicht werden zudem 
Asylanträge, die vom Ausland aus gestellt werden, als unzulässig angesehen. Nach einer Minder-
meinung sind sie zwar grundsätzlich zulässig, erfordern aber eine anschließende persönliche An-
tragstellung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge innerhalb von vier Wochen. Eine 
förmliche Einleitung des Asylverfahrens „vom Ausland aus“ ist daher auch nach dieser Ansicht 
an Bord eines deutschen Schiffs nicht möglich. 

*** 

 

3 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Asylantragstellung an Bord eines deutschen Kriegs-
schiffs, WD 3 - 3000 - 060/16, abrufbar unter https://www.bundestag.de/re-
source/blob/424544/d2d010839e38655c6a312f5c6f12b38f/wd-3-060-16-pdf-data.pdf. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/424544/d2d010839e38655c6a312f5c6f12b38f/wd-3-060-16-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/424544/d2d010839e38655c6a312f5c6f12b38f/wd-3-060-16-pdf-data.pdf

	1. Einleitung 
	2. Rechtslage 

